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Richtlinie über die Entschädigung 
der nicht-parlamentarischen (ehrenamtlichen) 

Mitglieder der G 10-Kommission

Beschluss 
des Präsidiums des Landtages Brandenburg

Vom 12. September 2018

Aufgrund des § 2 Absatz 6 des Gesetzes zur Ausführung des 
Artikel 10-Gesetzes vom 14. Dezember 1995 (GVBl. I S. 286), 
das zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 8. Mai 2018 
(GVBl. I Nr. 8 S. 16) geändert worden ist, wird die Entschädi-
gung der nicht-parlamentarischen (ehrenamtlichen) Mitglieder 
der G 10-Kommission wie folgt geregelt:

1	 Arten der Entschädigung

	 Die nicht-parlamentarischen Mitglieder der G 10-Kommis-
sion erhalten zur Abgeltung ihrer Aufwendungen nach 
Maßgabe der Nummern 2 bis 5 dieser Richtlinie

-	 Entschädigung für Aufwand,
-	 Reisekostenvergütung,
-	 Entschädigung für Verdienstausfall.

2	 Entschädigung für Aufwand

	 Die nicht-parlamentarischen Mitglieder erhalten zur Abgel-
tung der mit dem Ehrenamt verbundenen und ihrer sonsti-
gen persönlichen Aufwendungen (beispielsweise der Kos-
ten für Kommunikationsmedien und Fachliteratur) eine 
quartalsweise gezahlte pauschale Aufwandsentschädigung 
in Höhe von 90 Euro.

3	 Reisekostenvergütung

3.1	Den nicht-parlamentarischen Mitgliedern werden für Rei-
sen vom Wohn- beziehungsweise Dienstort zum Ort der Sit-
zung Reisekostenvergütungen (Fahrtkostenerstattung bezie-
hungsweise Wegstreckenentschädigung sowie Tage- und 
Übernachtungsgeld) gewährt. Die Auslagen ortsansässiger 
nicht-parlamentarischer Mitglieder für Fahrten oder Wege 
innerhalb der Gemeinde des Sitzungsortes aus Anlass der 
Sitzung werden nicht vergütet. Für Reisen während der Sit-
zungsdauer zum Wohnort und zurück werden Fahrtkosten 
nur insoweit erstattet, als hierdurch keine höheren Gesamt-
kosten als beim Verbleiben am Sitzungsort entstehen.

3.2	Reisekostenvergütungen im Sinne von Nummer 3.1 werden 
ebenfalls für Reisen der nicht-parlamentarischen Mitglie-
der vom Aufenthaltsort zum Sitz des Landtages gewährt, 
wenn diese im Rahmen eines schriftlichen Eilverfahrens 
durchgeführt werden. Nummer 3.1 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend.

3.3	Die Erstattungsfähigkeit von Reisekosten für die Teilnahme 
nicht-parlamentarischer Mitglieder an Reisen der G 10-Kom-

BEKANNTMACHUNGEN DES LANDTAGES

mission setzt eine vorherige Genehmigung voraus. Die für 
die Antragstellung und Genehmigung von Reisen parla-
mentarischer Gremien des Landtages geltenden Vorschrif-
ten finden auf Reisen nicht-parlamentarischer Mitglieder 
der G 10-Kommission entsprechend Anwendung.

3.4	Die Höhe der Reisekostenvergütung bemisst sich nach den 
im Land Brandenburg geltenden beamtenrechtlichen Be-
stimmungen über die Erstattung von Reisekosten.

4	 Entschädigung für Verdienstausfall

4.1	Nicht-parlamentarische Mitglieder, denen ein Verdienst-
ausfall entsteht, erhalten eine Entschädigung, die sich nach 
dem regelmäßigen Bruttoverdienst einschließlich der vom 
Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge rich-
tet, wobei höchstens der Betrag anzusetzen ist, der einem 
Zeugen nach dem Gesetz über die Vergütung von Sach-
verständigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Überset-
zerinnen und Übersetzern sowie die Entschädigung von 
ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeu-
ginnen, Zeugen und Dritten (Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetz - JVEG) vom 5. Mai 2004 (BGBl. I 
S. 718, 776), das zuletzt durch Artikel 5 Absatz 2 des Geset-
zes vom 11. Oktober 2016 (BGBl. I S. 2222) geändert wor-
den ist, in der jeweils geltenden Fassung als Höchstbetrag 
zusteht.

4.2	Der Verdienstausfall ist durch eine Bescheinigung des Ar-
beitgebers nachzuweisen.

4.3	Nicht-parlamentarische Mitglieder, die nicht in einem Be-
schäftigungsverhältnis stehen (selbstständig oder freiberuf-
lich Tätige) erhalten einen Verdienstausfall bis zu einem 
Höchstsatz, der einem Zeugen nach dem JVEG zusteht. Der 
Verdienstausfall ist glaubhaft zu machen (beispielsweise 
durch die Vorlage von Einkommenssteuerbescheiden oder 
nachgewiesenen Erfahrungswerten über das Einkommen 
von berufsständischen Kammern).

4.4	Verdienstausfall wird ausschließlich für die Teilnahme an 
Sitzungen der G 10-Kommission oder aufgrund der Durch-
führung eines schriftlichen Eilverfahrens einschließlich der 
notwendigen Reise- und Wartezeiten, jedoch höchstens für 
zehn Stunden je Tag, gewährt. Für die letzte begonnene 
Stunde wird bei einer Inanspruchnahme bis 30 Minuten der 
jeweils halbe Betrag je Stunde, darüber hinausgehend der 
jeweils volle Betrag je Stunde berechnet.

5	 Geltendmachung und Auszahlung

5.1	Die Entschädigung für Aufwand nach Nummer 2 wird zum 
Ende des Quartals gezahlt und ab dem Monat des Inkraft-
tretens dieser Richtlinie gewährt. In den folgenden Wahl-
perioden beginnt die Zahlung mit dem Ersten des Monats, 
in dem das nicht-parlamentarische Mitglied berufen wurde. 
Die Zahlung endet mit Ablauf des Monats, in dem die Mit-
gliedschaft in der G 10-Kommission endet. Beginnt oder 
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endet die Mitgliedschaft in der G 10-Kommission innerhalb 
eines Quartals, wird die Aufwandsentschädigung nach 
Nummer 2 anteilig gezahlt.

	 Werden Tatsachen bekannt, dass die Tätigkeit in der G 10-Kom- 
mission (beispielsweise aufgrund einer Erkrankung) länger 
als ein Quartal nicht ausgeübt werden kann, wird die Zah-
lung der Entschädigung für Aufwand eingestellt.

5.2	Anträge auf Entschädigungen nach den Nummern 3 bis 4 
sind unter Angabe der Bankverbindung an die Verwaltung 
des Landtages zu richten. Die Anträge sind binnen sechs 
Monaten nach Ende der Sitzung beziehungsweise Durch-
führung der Reise zu stellen.

6	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. April 2018 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtlinie für die Entschädigung 
der Mitglieder der G 10-Kommission vom 17. April 1996 
(ABl. S. 454), die zuletzt durch Beschluss des Präsidiums 
des Landtages vom 22. September 2004 (ABl. S. 742) ge-
ändert worden ist, außer Kraft.

Richtlinie über die Entschädigung
der ehrenamtlichen Mitglieder 

des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden 
im Landtag Brandenburg

Beschluss 
des Präsidiums des Landtages Brandenburg

Vom 23. Mai 2018

Aufgrund des § 5 Absatz 4 Satz 3 des Sorben/Wenden-Gesetzes 
vom 7. Juli 1994 (GVBl. I S. 294), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 15. Oktober 2018 (GVBl. I Nr. 23) geändert 
worden ist, wird die Entschädigung der Mitglieder des Rates 
für Angelegenheiten der Sorben/Wenden wie folgt geregelt:

1	 Arten der Entschädigung

	 Die Ratsmitglieder erhalten zur Abgeltung ihrer Aufwen-
dungen nach Maßgabe der Nummern dieser Richtlinie

-	 Entschädigung für Aufwand,
-	 Reisekostenvergütung,
-	 Entschädigung für Verdienstausfall.

2	 Entschädigung für Aufwand

	 Die Ratsmitglieder erhalten zur Abgeltung der mit dem Eh-
renamt verbundenen und ihrer sonstigen persönlichen Auf-
wendungen, insbesondere der Kosten für Kommunikations-
medien und Fachliteratur sowie der Kosten bei Nutzung 
eines Wohnraums für dienstliche Zwecke, eine

	 pauschale monatliche Aufwands-
	 entschädigung� in Höhe von.

	 für die/den Vorsitzenden� 200 Euro.
	 für alle übrigen Ratsmitglieder� 170 Euro.

3	 Reisekostenvergütung

3.1	Den Ratsmitgliedern werden für Reisen vom Wohn- bezie-
hungsweise Dienstort zum Ort der Sitzung Reisekostenver-
gütungen (Fahrtkostenerstattung beziehungsweise Weg-
streckenentschädigung sowie Tage- und Übernachtungs- 
geld) gewährt. Die Auslagen ortsansässiger Ratsmitglieder 
für Fahrten oder Wege innerhalb der Gemeinde des Sit-
zungsortes aus Anlass der Sitzung werden nicht vergütet. 
Für Reisen während der Sitzungsdauer zum Wohnort und 
zurück werden Fahrtkosten nur insoweit erstattet, als hier-
durch keine höheren Gesamtkosten als beim Verbleiben am 
Sitzungsort entstehen.

3.2	Reisekostenvergütungen nach Nummer 3.1 werden eben-
falls für Reisen der Ratsmitglieder vom Wohn- beziehungs-
weise Dienstort zu Veranstaltungsorten im Rahmen des 
Brandenburg-Tages sowie des Tages der offenen Tür des 
Landtages Brandenburg gewährt. 

3.3	Die Erstattungsfähigkeit von Reisekosten für Reisen, die 
nicht von den Nummern 3.1 und 3.2 erfasst werden, setzt 
eine vorherige Genehmigung voraus. Diese erteilt für Rei-
sen innerhalb des Landes Brandenburg die Präsidentin/der 
Präsident des Landtages und für Reisen außerhalb des Lan-
des Brandenburg, auch für Auslandsreisen, das Präsidium 
des Landtages.

3.4	Anträge auf Genehmigung von Reisen sind der Präsidentin/
dem Präsidenten beziehungsweise dem Präsidium des 
Landtages in einer angemessenen Frist vor Antritt der Reise 
vorzulegen. Dabei ist der notwendige Vorlauf für die Reise-
organisation zu berücksichtigen. Der Antrag muss mindes-
tens folgende Angaben enthalten:

1.	 den Ausgangs- und Rückkehrort,
2.	 das Reiseziel,
3.	 den Zweck der Reise (der Zusammenhang zur Tätigkeit 

des Rates für Angelegenheiten der Sorben/Wenden ist 
darzustellen),

4.	 Reisebeginn, -dauer und -verlauf,
5.	 die Namen sowie die verbindliche Teilnahmeerklärung/

verbindlichen Teilnahmeerklärungen der die Reise 
durchführenden Person/Personen,

6.	 die Art der Beförderungsmittel und
7.	 einen Kostenvoranschlag.

	 Dem Antrag ist ein vorläufiges Programm beizufügen.

3.5	Die Höhe der Reisekostenvergütung bemisst sich nach den 
im Land Brandenburg geltenden beamtenrechtlichen Be-
stimmungen über die Erstattung von Reisekosten.
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4	 Entschädigung für Verdienstausfall

4.1	Ratsmitgliedern, denen ein Verdienstausfall entsteht, erhal-
ten eine Entschädigung, die sich nach dem regelmäßigen 
Bruttoverdienst einschließlich der vom Arbeitgeber zu tra-
genden Sozialversicherungsbeiträge richtet, wobei höchs-
tens der Betrag anzusetzen ist, der einem Zeugen nach dem 
Gesetz über die Vergütung von Sachverständigen, Dolmet-
scherinnen, Dolmetschern, Übersetzerinnen und Überset-
zern sowie die Entschädigung von ehrenamtlichen Richte-
rinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeuginnen, Zeugen und 
Dritten (Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz - JVEG) 
vom 5. Mai 2004 (BGBl. I S. 718, 776), das zuletzt durch 
Artikel 5 Absatz 2 des Gesetzes vom 11. Oktober 2016 
(BGBl. I S. 2222) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung als Höchstbetrag zusteht.

4.2	Der Verdienstausfall ist durch eine Bescheinigung des Ar-
beitgebers nachzuweisen.

4.3	Ratsmitglieder, die nicht in einem Beschäftigungsverhält-
nis stehen (selbstständig oder freiberuflich Tätige), erhalten 
einen Verdienstausfall bis zu einem Höchstsatz, der einem 
Zeugen nach dem JVEG zusteht. Der Verdienstausfall ist 
glaubhaft zu machen (beispielsweise durch die Vorlage von 
Einkommenssteuerbescheiden oder nachgewiesenen Erfah-
rungswerten über das Einkommen von berufsständischen 
Kammern).

4.4	Verdienstausfall wird ausschließlich für die Teilnahme an 
Sitzungen des Rates einschließlich der notwendigen Reise- 
und Wartezeiten, jedoch höchstens für zehn Stunden je Tag, 
gewährt. Für die letzte begonnene Stunde wird bei einer 
Inanspruchnahme bis 30 Minuten der jeweils halbe Betrag, 
darüber hinausgehend der jeweils volle Betrag je Stunde 
berechnet.

5	 Geltendmachung und Auszahlung

5.1	Die Entschädigung für Aufwand nach Nummer 2 wird zum 
15. des Kalendermonats gezahlt. Die Zahlung beginnt mit 
dem Ersten des Monats, in dem das Ratsmitglied durch die 
Präsidentin/den Präsidenten des Landtages berufen wurde; 
sie endet mit Ablauf des Monats, in dem die Mitgliedschaft 
im Rat endet. Wird die Tätigkeit im Rat für mehr als drei 
Monate nicht ausgeübt, so wird ab dem vierten Kalender-
monat die Zahlung der Entschädigung für Aufwand einge-
stellt.

5.2	Anträge auf Entschädigungen nach den Nummern 3 und 4 
sind unter Angabe der Bankverbindung an die Verwaltung 
des Landtages zu richten. Die Anträge sind binnen sechs 
Monaten nach Ende der Sitzung/Veranstaltung zu stellen.

6	 Teilnahme an Sitzungen des Landtages und dessen Aus-
schüsse

	 Die Nummern 3 bis 5 sind entsprechend anzuwenden, wenn 
Ratsmitglieder nach der Geschäftsordnung des Landtages 
an Sitzungen des Landtages sowie an Ausschusssitzungen 
mit beratender Stimme teilnehmen.

7	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

	 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Juni 2018 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtlinie über die Entschädi-
gung der ehrenamtlichen Mitglieder des Rates für sorbische 
(wendische) Angelegenheiten vom 7. Dezember 1994 
(ABl. 1995 S. 6), die zuletzt durch Beschluss des Präsidi-
ums des Landtages vom 22. September 2004 (ABl. S. 742) 
geändert worden ist, außer Kraft.

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Richtlinie 
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft
über die Gewährung von Zuwendungen 

für die Förderung der ländlichen Entwicklung 
im Rahmen von LEADER

Vom 25. September 2018 

Teil I	 Allgemeine Regelungen

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1	 Das Land gewährt auf der Grundlage der Artikel 42 bis 
44 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europä- 
ischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 

2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländliches Raums (ELER) sowie der 
Artikel 32 bis 35 der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsions-
fonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums und den Europä- 
ischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemei-
nen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, 
den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- 
und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1083/2006 des Rates, des Entwicklungspro-
gramms für den ländlichen Raum (EPLR) Branden-
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burgs und Berlins 2014 - 2020 (Maßnahmennum-
mern  19.1 bis 19.4) und des Rahmenplans der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ (GAK), Förderbereich 1 in 
der jeweils geltenden Fassung sowie nach Maßgabe 
dieser Richtlinie und der Verwaltungsvorschriften zu 
§  44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendun-
gen zur Förderung von Vorhaben zur nachhaltigen Si-
cherung und Entwicklung der ländlichen Räume als 
Lebens-, Arbeits-, Erholungs- und Naturräume.

1.2	 Personen und Funktionsbezeichnungen gelten in dieser 
Richtlinie jeweils in männlicher und weiblicher Form.

1.3	 Mit dieser Förderung werden Ziele der nachhaltigen 
Entwicklung der ländlichen Gebiete sowie Ziele des 
Umweltschutzes und der Erhaltung der Umweltqualität 
verfolgt. Die zu fördernden Vorhaben sind unter Be-
rücksichtigung der Erfordernisse des demografischen 
Wandels auf die Verbesserung beziehungsweise Siche-
rung der Lebensperspektiven aller dort lebenden Alters-
gruppen ausgerichtet. Die Innenentwicklung in länd- 
lichen Orten wird begünstigt und der Flächenverbrauch 
reduziert. Darüber hinaus dienen sie der Erhaltung des 
kulturellen Erbes und befördern die interkommunale 
Zusammenarbeit, unter anderem im Rahmen des Stadt-
Umland-Wettbewerbes (SUW).

1.4	 Vorrangige Ziele sind die Schaffung von Einkommens- 
und Beschäftigungsmöglichkeiten sowie die Verbesse-
rung der Attraktivität und Lebensqualität in den ländli-
chen Räumen.

1.5	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Er-
messens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2	 Gegenstand der Förderung

2.1	 Regionalmanagement (Teil II A)

2.2	 Unterstützung, Sensibilisierung der lokalen Akteure 
(Teil II B)

2.3	 Nationale und transnationale Kooperationen lokaler 
Aktionsgruppen sowie Vorbereitung von Kooperatio-
nen (Teil II C)

2.4	 Umsetzung von investiven Vorhaben im Rahmen der 
regionalen Entwicklungsstrategie (Teil II D)

2.5	 Umsetzung von investiven Vorhaben der integrierten 
ländlichen Entwicklung gemäß GAK-Rahmenplan 
(Teil II E)

2.6	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:

2.6.1	 Erwerb von Immobilien,

2.6.2	 Bau- und Erschließungsvorhaben in Neubau-, Gewer-
be- und Industriegebieten, außer Bauvorhaben von Zu-
wendungsempfängern nach Nummer D.2.1.1,

2.6.3	 Investitionen in Schulen, außer Grundschulen,

2.6.4	 Kauf von Lebendinventar (Tiere, einjährige Pflanzen 
inklusive deren Anpflanzung),

2.6.5	 Investitionen in Handelseinrichtungen mit einer Ver-
kaufsfläche über 400 m² nach Fertigstellung,

2.6.6	 Gästezimmer oder Ferienwohnungen, die dauerhaft ver-
mietet oder privat vom Antragsteller genutzt werden,

2.6.7	 Pflege- und Betreuungseinrichtungen, die dem Bran-
denburgischen Pflege- und Betreuungswohngesetz 
(BbgPBWoG) unterliegen,

2.6.8	 Krankenhäuser im Sinne des Krankenhausfinanzie-
rungsgesetzes (KHG),

2.6.9	 Investitionen für Belange der gesetzlichen Aufgaben 
des Brand- und Katastrophenschutzes,

2.6.10	 Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sowie dazugehöri-
ge Begleitmaßnahmen,

2.6.11	 Überregionale Radwege,

2.6.12	 Hallen-, Sport-, Thermal-, Sauna- und Erlebnisbäder,

2.6.13	 Investitionen für gastronomische Einrichtungen, außer 
bei Vorhaben von Zuwendungsempfängern nach den 
Nummern D.2.1 und E.1.1,

2.6.14	 Kraftfahrzeuge (siehe § 1 Absatz 2 des Straßenver-
kehrsgesetzes [StVG] und § 32 StVZO), die nicht für 
Dienstleistungsangebote zur Grundversorgung für Vor-
haben von Zuwendungsempfängern nach den Num-
mern D.2.1 und E.1.1 genutzt werden,

2.6.15	 Investitionen zur Unterbringung und Betreuung straf-
fällig gewordener Personen sowie delinquenter Kinder 
und Jugendlicher,

2.6.16	 Planungsarbeiten, die gesetzlich vorgeschrieben sind 
und nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der för-
derfähigen Maßnahme stehen,

2.6.17	 Forschungs- und Entwicklungsvorhaben,

2.6.18	 Erwerb von Produktions- und Lieferrechten sowie von 
Gesellschaftsanteilen, Ablösungen von Verbindlichkei-
ten, Erbabfindungen, Kreditbeschaffungs-, Leasingkos-
ten, Kosten für Mietkauf und Gebühren für eine Bera-
tung in Rechtssachen,

2.6.19	 Betriebs- und Folgekosten sowie Kosten für den lau-
fenden Betrieb von Einrichtungen und Ersatzbeschaf-
fungen,

2.6.20	 Bewirtungsaufwendungen,

2.6.21	 Erwerb von gebrauchten technischen Anlagen und tech-
nischen Ausrüstungsgegenständen.
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	 Die Bewilligungsbehörde kann in begründeten Einzel-
fällen Ausnahmen zulassen, wenn nachfolgende Krite-
rien erfüllt sind:

-	 Nachweis durch Antragsteller, dass die technischen 
Anlagen beziehungsweise Ausrüstungsgegenstände 
mit den erforderlichen technischen Merkmalen 
nicht mehr hergestellt werden,

-	 die technischen Anlagen beziehungsweise Ausrüs-
tungsgegenstände müssen den geltenden Normen 
und Standards entsprechen,

-	 Vorlage einer Erklärung des Verkäufers zum Ur-
sprung (lückenloser Nachweis, dass in den letzten 
fünf Jahren der Erwerb dieses Gegenstandes weder 
mit nationalen noch mit Mitteln der Europäischen 
Union unterstützt wurde). 

2.6.22	 Erwerb von Gegenständen bis zu einem Wert von 
410 Euro (netto), außer bei Vorhaben nach den Num-
mern 2.1 und 2.2 sowie bei Vorhaben von Zuwen-
dungsempfängern nach Nummer D.2.4,

2.6.23	 Mehrwertsteuer für natürliche Personen und Personen 
des privaten und öffentlichen Rechts, die - auch antei-
lig  - vorsteuerabzugsberechtigt sind beziehungsweise 
innerhalb der Zweckbindungsfrist nach Nummer 6.3 
werden. Das betrifft auch die Mehrwertsteuer für pau-
schalierende Unternehmen nach § 24 des Umsatzsteuer-
gesetzes.

3	 Zuwendungsempfänger

	 Siehe Teil II „Spezifische Regelungen“.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Die Förderung erfolgt in der im EPLR definierten För-
dergebietskulisse (http://www.eler.brandenburg.de/cms/ 
detail.php/bb1.c.363151.de) beziehungsweise auf Grund-
lage der dort formulierten Ausnahmeregelung.

4.2	 Grundlage der Förderung von Vorhaben ist die regiona-
le Entwicklungsstrategie (RES) der jeweiligen lokalen 
Aktionsgruppe (LAG)1. 

4.2.1	 Für Vorhaben nach den Nummern 2.2 bis 2.4 ist ein po-
sitives Votum2 im Rahmen des Projektauswahlverfah-
rens der LAG vor Antragstellung einzuholen. 

4.2.2	 Für Vorhaben nach Nummer 2.5 ist eine Stellungnah-
me3 der jeweiligen LAG vorzulegen. 

4.3	 Grundsätzlich sind nach der Landeshaushaltsordnung 
(VV zu § 44 LHO) nur solche Vorhaben zuwendungs- 
fähig, die noch nicht begonnen wurden. 

1	 http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.345743.de 
2	 https://mlul.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/Anlage% 

201a_LAG-Votum_09-2018.pdf
3	 https://mlul.brandenburg.de/cms/media.php/lbm1.a.3310.de/Anlage% 

201a_LAG-stellgnahme-GAK_09-2018.pdf

4.4	 Im Zusammenhang mit einer Investition soll vorhande-
ne Bausubstanz genutzt werden. Bei Neubau ist der 
Nachweis mit einer Stellungnahme der kommunalen 
Gebietskörperschaft zu erbringen, dass kein geeignetes 
Gebäude zur Verfügung steht. 

4.5	 Vorhaben der Gestaltung ländlicher Orte werden grund-
sätzlich im Innenbereich des Ortes außer bei Einzel- 
gehöften und Loosen oder in Streusiedlungen gefördert.

4.6	 Für Vorhaben zur Errichtung, Erneuerung, Herrichtung 
und Ausstattung von baulichen Anlagen zur wirtschaft-
lichen oder öffentlichen Nutzung ist ein Nutzungskon-
zept vorzulegen.

4.7	 Für eine Förderung von Vorhaben, die wirtschaftlichen 
Tätigkeiten dienen, ist ein Betriebs- und/oder Betrei-
berkonzept, das eine Rentabilitätsvorschau und gege-
benenfalls die letzten drei vorhandenen Betriebsbilan-
zen enthält, vorzulegen.

4.8	 Für Investitionsvorhaben ist eine Erklärung zur Über-
nahme der Folgekosten durch den Betreiber/Besitzer 
vorzulegen und die Erreichung der Nutzungsfähigkeit 
des Objektes nach Fertigstellung zu erläutern.

4.9	 Die Sicherung der Gesamtfinanzierung ist nachzuwei-
sen.

4.10	 Von Antragstellern ist der Nachweis des Eigentums  
beziehungsweise des uneingeschränkten Nutzungs-
rechtes am Gegenstand der Förderung sowie gegebe-
nenfalls der Nachweis der Rechtsfähigkeit und der Ver-
tretungsbefugnis zu erbringen. Bei Vorhaben, welche 
die Neuerrichtung von Gebäuden beinhalten, müssen 
Antragstellende ihre dingliche Berechtigung nachwei-
sen (Grundbuchauszug).

5	 Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1	 Zuwendungsart: 	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart:	 Anteilfinanzierung

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss/Zuweisung

5.4	 Bemessungsgrundlage, Höhe der Zuwendung

5.4.1	 Für Vorhaben nach den Nummern 2.1 bis 2.5:

	 Siehe Teil II „Spezifische Regelungen“.

5.4.2	 Für nicht investive Vorhaben nach den Nummern 2.1 
bis 2.3 angemessene Ausgaben für 

-	 Personalkosten unter Berücksichtigung des ermit-
telten Stundensatzes,

-	 Gemeinkosten in Höhe von 15 Prozent der förder-
fähigen Personalausgaben,

-	 tatsächlich entstehende Sachkosten, 
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	 die in unmittelbarem Zusammenhang mit diesen Vorha-
ben stehen4.

5.4.3	 Die zuwendungsfähigen Ausgaben vermindern sich um 
die zweckgebundenen Mittel/Leistungen Dritter.

5.4.4	 Für Vorhaben nach der Nummer 2.2 kann der Eigen- 
anteil ganz oder teilweise durch Teilnehmerbeiträge 
dargestellt werden. 

	 In dem Zusammenhang werden abweichend von Num-
mer 2.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zu-
wendungen für aus den EU-Fonds (EFRE, ELER, 
EMFF und ESF) finanzierte Vorhaben in der Förderpe-
riode 2014 bis 2020 (ANBest-EU) hinzutretende De-
ckungsmittel, die über den Eigenanteil hinausgehen, 
nicht anteilig, sondern in voller Höhe abgezogen.

5.4.5	 Der Eigenanteil von Körperschaften und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts kann durch nationale Mittel ande-
rer öffentlicher Stellen dargestellt werden. Außer bei 
Vorhaben nach Nummer 2.5 darf es sich dabei nicht um 
Beihilfen der Europäischen Union handeln.

5.4.6	 Bei Vorhaben nach den Nummern 2.3 und 2.4 ist eine 
kumulative Förderung in Verbindung mit Mitteln der 
Denkmalpflege, der Städtebauförderung, der Investi- 
tionszulage und geförderten Darlehen zulässig, wenn es 
sich nicht um Beihilfen der Europäischen Union han-
delt. 

	 Bei Vorhaben von juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts darf die Summe der Zuwendungen 80 Pro-
zent und bei Vorhaben von natürlichen und juristischen 
Personen des privaten Rechts darf die Summe der Zu-
wendungen 50 Prozent der förderfähigen Gesamtaus-
gaben nicht überschreiten. Abweichend hiervon ist bei 
Stiftungen, Vereinen und Verbänden eine kumulative 
Förderung in Höhe von 80 Prozent der förderfähigen 
Gesamtausgaben möglich.

5.4.7	 In Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen 
Vorschriften gelten die einschlägigen Festlegungen in 
den Allgemeinen Nebenbestimmungen (ANBest) ge-
mäß § 44 LHO. Für Vorhaben nach den Nummern 2.1 
bis 2.4 ist der Vergabeleitfaden5 zu beachten. Dies gilt 
auch für allgemeine Aufwendungen, unter anderem für 
freiberufliche Leistungen.

5.4.8	 Eine Zuwendung kann nur bewilligt werden, wenn die 
Zuwendung an Gemeinden/Gemeindeverbände mehr 
als 5 000 Euro und an andere Zuwendungsempfänger 
mehr als 2 500 Euro beträgt.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

6.1	 Bei der Planung, Durchführung, Begleitung und Bewer-
tung der Fördervorhaben sind die Barrierefreiheit und 
die Auswirkungen auf die geschlechterspezifischen Si-

4	 Siehe Merkblatt „Verwaltungskosten“.
5	 https://eler.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.597663.de?highlight

tuationen - Bedürfnisse und Interessen von Frauen und 
Männern - zu berücksichtigen.

6.2	 Der Zuwendungsempfänger hat in geeigneter Weise si-
cherzustellen, dass die Anforderungen an Umwelt-
schutz, Ressourceneffizienz, Klimaschutz, Anpassung 
an den Klimawandel, biologische Vielfalt, Katastro-
phenresistenz und Risikoprävention und Risiko- 
management bei der Umsetzung des Vorhabens berück-
sichtigt werden.

6.3	 Die Förderung nach dieser Richtlinie erfolgt unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, dass die ge- 
förderten/geförderte

-	 unbeweglichen Wirtschaftsgüter (Gebäude und bau- 
lichen Anlagen) innerhalb eines Zeitraumes von 
zwölf Jahren,

-	 beweglichen Wirtschaftsgüter wie Maschinen, An-
lagen und Einrichtungen sowie Investitionen nach 
Nummer D.2.4 innerhalb eines Zeitraumes von fünf 
Jahren,

-	 Hardware für die Nutzung moderner Informations- 
und Kommunikationstechnologien innerhalb eines 
Zeitraumes von fünf Jahren

	 nach Abschlusszahlung an die Zuwendungsempfänger 
veräußert oder nicht dem Zuwendungszweck entspre-
chend verwendet werden.

6.4	 Darüber hinaus erfolgt die Förderung, die Investitionen 
in die Infrastruktur oder produktive Investitionen be- 
inhaltet, unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den 
Fall, dass binnen fünf Jahren nach der Abschlusszah-
lung beziehungsweise innerhalb der Zweckbindungs-
frist Folgendes zutrifft:

-	 Aufgabe oder Verlagerung einer Produktionstätig-
keit an einen Standort außerhalb Brandenburgs und 
Berlins,

-	 Änderung der Eigentumsverhältnisse oder
-	 erhebliche Veränderungen der Art, der Ziele oder 

der Durchführungsbestimmungen des Vorhabens, 
die seine ursprünglichen Ziele untergraben.

6.5	 Der Europäische Rechnungshof, die Europäische Kom-
mission, der Bundesrechnungshof (bei einer Beteili-
gung mit Bundesmitteln), der Landesrechnungshof, das 
Fachministerium, die Verwaltungsbehörde ELER, die 
Zahlstelle und die Bescheinigende Stelle sowie deren 
beauftragte Dritte und alle an der Förderung beteiligten 
öffentlichen Mittelgeber sind berechtigt, bei dem Zu-
wendungsempfänger beziehungsweise bei Weiterlei-
tung von Mitteln an Dritte auch bei diesem zu prüfen.

6.6	 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die jeweils 
gültigen Bestimmungen der EU und des Bundes über 
die von den Mitgliedstaaten zu treffenden Informa-
tions- und Publizitätsmaßnahmen für die Interventio-
nen des ELER und der GAK zu beachten (siehe unter 
www.eler.brandenburg.de).
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Teil II	 Spezifische Regelungen

A	 Regionalmanagement nach Teil I Nummer 2.1

A.1	 Gegenstand der Förderung

A.1.1	 Regionalmanagement zur umsetzungsorientierten Initi-
ierung, Begleitung und Koordinierung regionaler Ent-
wicklungsprozesse auf Grundlage der regionalen Ent-
wicklungsstrategie (RES)

A.1.2	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:

	 Miet- und Mietnebenkosten sowie Büromöbel.

A.2	 Zuwendungsempfänger

A.2.1	 Lokale Aktionsgruppen (LAG) als rechtsfähiger Zu-
sammenschluss von Akteuren im ländlichen Raum

A.3	 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen

A.3.1	 Die Aufgaben eines Regionalmanagements sind durch 
Stellen außerhalb der öffentlichen Verwaltung wahrzu-
nehmen.

A.4	 Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwendung

A.4.1	 Für Regionalmanagement:

-	 80 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben, ma-
ximal 150 000 Euro bei einem Durchführungszeit-
raum von zwölf Monaten, 

-	 nicht mehr als 20 Prozent der durch die LAG und 
ihrer Akteure auf Grundlage der RES umgesetzten 
Fördermittel.

A.4.2	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben zur Umsetzung des 
Regionalmanagements nach Nummer A.1.1, insbeson-
dere Ausgaben für 

-	 Entwicklungs- und Projektmanagement,
-	 Unterstützung von Projektträgern und Interessier-

ten,
-	 Finanz- und Fördermittelmanagement,
-	 Prozesssteuerung, Moderation, Förderung der Kom- 

munikation zwischen Beteiligten,
-	 Unterstützung von Gremien der LAG, insbesondere 

bei der Vorbereitung von Entscheidungen,
-	 Öffentlichkeitsarbeit.

A.5	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

A.5.1	 Zur sachgerechten Wahrnehmung der Aufgaben des 
Regionalmanagements ist der Einsatz von mindestens 
1,5 Arbeitskräften erforderlich6.

A.5.2	 Über die Arbeit des Regionalmanagements und die Ein-
beziehung der Akteure in den LAG ist ein jährlicher 

6	 Siehe Merkblatt „Verwaltungskosten“.

Nachweis (Tätigkeitsbericht) zu führen und bis zum 
28.  Februar des Folgejahres dem Ministerium für  
Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft 
(MLUL), Referat „Ländliche Entwicklung“ vorzulegen.

B	 Unterstützung, Sensibilisierung der lokalen Akteu-
re nach Teil I Nummer 2.2

B.1	 Gegenstand der Förderung

B.1.1	 Aktivitäten zur Beteiligung der Bürgerinnen und Bür-
ger und Erarbeitung von Plänen zur gemeindlichen Ent-
wicklung

B.1.2	 Sensibilisierungs-, Schulungs- und Informationsvorha-
ben

B.1.3	 Lokale Konzepte

B.1.4	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:

-	 Vorhaben, die Teil von Programmen und Ausbil-
dungsgängen im schulischen Bereich sind,

-	 Konzepte für eigenwirtschaftliche Zwecke,
-	 Pflege- und Bewirtschaftungskonzepte von NATU-

RA-2000-Flächen.

B.2	 Zuwendungsempfänger

B.2.1	 Für Vorhaben nach Nummer B.1.1

	 Gemeinden und Gemeindeverbände.

B.2.2	 Für Vorhaben nach den Nummern B.1.2 und B.1.3

B.2.2.1	Gemeinden und Gemeindeverbände,

B.2.2.2	LAG,

B.2.2.3	gemeinnützige juristische Personen des privaten Rechts7.

B.3	 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen

B.3.1	 Die Mindestteilnehmerzahl bei geförderten Informa-
tions- und Fortbildungsveranstaltungen nach Num-
mer B.1.2 liegt bei acht Personen.

B.3.2	 Die Teilnehmer müssen ihren Wohnsitz im Land Bran-
denburg haben oder im ländlichen Raum Brandenburgs 
aktiv sein. 

B.4	 Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwendung

B.4.1	 Für Vorhaben nach Nummer B.1.1 

	 bis zu 80 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben, 
maximal 50 000 Euro.

7	 Siehe Merkblatt „Gemeinnützigkeit“.
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B.4.2	 Für Vorhaben nach Nummer B.1.2

	 bis zu 80 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben, 
maximal 30 000 Euro.

B.4.3	 Für Vorhaben nach Nummer B.1.3

	 bis zu 80 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben, 
maximal 50 000 Euro.

B.4.4	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben zur Umsetzung von 
Vorhaben nach den Nummern B.1.1 bis B.1.3 gemäß 
Nummer 5.4.2. 

B.5	 Sonstige Zuwendungsbestimmung

	 Pläne zur gemeindlichen Entwicklung nach Num-
mer B.1.1 sind im Rahmen ihrer Zielsetzung mit bereits 
vorhandenen oder beabsichtigten Planungen, Konzep-
ten oder Strategien in der Region abzustimmen. Der 
Abstimmungsprozess ist zu dokumentieren. Die Doku-
mentation ist Bestandteil der Pläne. 

C	 Nationale und transnationale Kooperationen loka-
ler Aktionsgruppen sowie Vorbereitung von Koope-
rationen gemäß Teil I Nummer 2.3

C.1	 Gegenstand der Förderung

C.1.1	 Vorbereitung von Kooperationen lokaler Aktionsgrup-
pen

C.1.2	 Nationale und transnationale Kooperationen lokaler 
Aktionsgruppen

C.1.3	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:

C.1.3.1	Aktivitäten gemäß Nummer C.1.1, die länger als acht 
Monate dauern,

C.1.3.2	Kooperationsvorhaben, die dem alleinigen Austausch 
von Erfahrungen und Informationen dienen.

C.2	 Zuwendungsempfänger

C.2.1	 Lokale Aktionsgruppen (LAG) 

C.3	 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen

C.3.1	 Für Vorhaben nach Nummer C.1.1

	 Vorlage einer von allen Kooperationspartnern unter-
zeichneten Absichtserklärung. 

C.3.2	 Für Vorhaben nach Nummer C.1.2

	 Vorlage einer Kooperationsvereinbarung, die Details 
zur Umsetzung wie unter anderem Finanzierung, Auf-
gabenteilung, Inhalte und Ziele beschreibt.

	 Vorhaben werden gefördert, wenn es bei den Antrag-
stellern sich nicht um Unternehmen in Schwierigkeiten 
im Sinne von Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 handelt. Rückforderungsanordnungen auf-
grund eines früheren Beschlusses der Kommission zur 
Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt sind vorab zu 
begleichen.

C.4	 Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwendung

C.4.1	 Bei Vorhaben nach Nummer C.1.1

	 bis zu 80 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben, 
maximal 5 000 Euro.

C.4.2	 Bei Vorhaben nach Nummer C.1.2

	 bis zu 80 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben 
(Aufwendungen von Zuwendungsempfängern aus dem 
Land Brandenburg).

C.4.3	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben zur Umsetzung von 
Vorhaben nach den Nummern C.1.1 und C.1.2.

	 Zuwendungsfähige Ausgaben für Vorhaben nach Num-
mer C.1.1 umfassen insbesondere Reisekosten, Kosten 
für Übersetzungen und Dolmetscher, Kosten für Mach-
barkeitsstudien.

	 Die zuwendungsfähigen Ausgaben für Vorhaben nach 
Nummer C.1.2 umfassen insbesondere Sachkosten, an-
teilige Verwaltungs- und Personalkosten sowie Ausga-
ben für Studien, Konzepte, Veranstaltungen, Planung, 
Betreuung und materielle Investitionen.

C.4.4	 Vorhaben mit materiellen Investitionen

	 Allgemeine Aufwendungen, insbesondere freiberufliche 
Leistungen im Zusammenhang mit baulichen Investi- 
tionen, sind bis zu einem Höchstsatz von insgesamt 
20 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben zuwen-
dungsfähig.

	 Bei Vorhaben zur Förderung von wirtschaftlichen Tä-
tigkeiten sind die Bestimmungen der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 2013 (De-minimis-
Beihilfe) zu beachten. Danach dürfen die im Rahmen 
der De-minimis-Beihilfen gewährten Zuwendungen 
200 000 Euro innerhalb eines Zeitraumes von drei Jah-
ren je Zuwendungsempfänger nicht überschreiten.

	 Die Förderung von Vorhaben des Erhalts des Kultur- 
erbes ist gemäß Artikel 53, von Vorhaben der öffent- 
lichen Freizeit- und Tourismusinfrastruktur, der Grund-
versorgung, zur Verbesserung der ländlichen Infra- 
struktur und der Dorfentwicklung ist gemäß Artikel 55 
und 56 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-
mission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Verein-
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barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem 
Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV) freigestellt. 

D	 Umsetzung von investiven Vorhaben im Rahmen 
der regionalen Entwicklungsstrategien nach Teil I 
Nummer 2.4 

D.1	 Gegenstand der Förderung

D.1.1	 Vorhaben, die der Umsetzung und der Zielerreichung 
der regionalen Entwicklungsstrategie dienen, insbeson-
dere einem der nachfolgenden Ziele: 

-	 Stärkung der regionalen Wirtschaft8,
-	 Steigerung der Lebensqualität9 durch Erhalt und 

Entwicklung der Dörfer und Landstädte wie 

-	 Sicherung der öffentlichen Einrichtungen der 
Grundversorgung,

-	 Erhaltung und Verbesserung der ländlichen In- 
frastruktur zur Erschließung der landwirtschaft-
lichen und touristischen Entwicklungspotenzia-
le,

-	 Dorfentwicklung und Erhalt des Kulturerbes,

-	 Umsetzung der Energiewende durch Einsparung/
Versorgung von/mit Wärmeenergie und zum Res-
sourcenschutz,

-	 Stärkung der Integration der Entwicklung von städ-
tischen und ländlichen Räumen,

-	 Unterstützung des Engagements lokaler Akteure 
und kleiner Vorhaben in kleinteiligen, lokalen Ini- 
tiativen mit dem Ziel, einen Beitrag zur sozialen 
Entwicklung auf dem Lande zu leisten10.

D.1.2	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:

D.1.2.1	Vorhaben, die der Erzeugung von Strom dienen.

D.1.2.2	Vorhaben von Zuwendungsempfängern nach Nummer 
D.2.1 zur Vermietung und Verpachtung, sofern das Vor-
haben nicht der touristischen Beherbergung, dem Aus-
bau von Wohnungen für Personen, die Leistungen aner-
kannter Pflegedienste in Anspruch nehmen, oder ande- 
ren Bereichen der Grundversorgung11 dient. 

	 Der Ausnahmetatbestand im Bereich der Grundversor-
gung ist gegeben, wenn die zu vermietenden/verpach-
tenden Räumlichkeiten im Eigentum beziehungsweise 
im uneingeschränkten Nutzungsrecht eines Zuwen-
dungsempfängers nach Nummer D.2.1 stehen, dieser 
selbst im Bereich der Grundversorgung tätig ist und die 
Vermietung/Verpachtung mit dem Ziel erfolgt, ein das 
Vorhaben des Zuwendungsempfängers vor Ort ergän-
zendes Angebot der Grundversorgung umzusetzen.

8	 Siehe Merkblatt „Regionale Wirtschaft“.
9	 Siehe Merkblatt „Lebensqualität“.
10	 Siehe Merkblatt „Lokale Initiativen“.
11	 Siehe Merkblatt „Lebensqualität, Teil ‚Grundversorgung‘ “.

D.1.2.3	Innenausbau zu Wohnzwecken, außer Ausbau von Woh- 
nungen für Personen, die Leistungen anerkannter Pfle-
gedienste in Anspruch nehmen nach Nummer D.2.1.

D.1.2.4	Ausstattung, außer bei Vorhaben von Zuwendungsemp-
fängern nach Nummer D.2.1.

D.1.2.5	Innenausbau bei Vorhaben des Erhalts von ortsbildprä-
genden Gebäuden/Ensembles von Zuwendungsempfän-
gern nach Nummer D.2.2.3.

D.1.2.6	Mehrwertsteuer bei Vorhaben des Erhalts von ortsbild-
prägenden Gebäuden/Ensembles nach Nummer D.2.2.3, 
außer bei 100%iger eigener Wohnnutzung von Zuwen-
dungsempfängern.

D.2	 Zuwendungsempfänger

D.2.1	 Für Vorhaben zur Stärkung der regionalen Wirtschaft 
(Gewerbe, Handwerk, Dienstleistungstätigkeiten unter 
anderem der Grundversorgung sowie private Beher- 
bergung)12, 13.

D.2.1.1	Natürliche Personen und juristische Personen des pri-
vaten Rechts 

	 Die Zuwendungsempfänger müssen der Definition der 
Kleinst- oder Kleinunternehmen gemäß der Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014, Anhang I 
(Empfehlung 2003/361/EG) entsprechen14.

	 Land- und forstwirtschaftliche Unternehmen sind als 
Zuwendungsempfänger ausgeschlossen, es sei denn, es 
besteht keine Fördermöglichkeit zum jeweiligen Vorha-
ben nach dem Förderprogramm „Einzelbetriebliche In-
vestitionen in Landwirtschaftliche Unternehmen“. 

D.2.2	 Für Vorhaben zur Steigerung der Lebensqualität15

D.2.2.1	Juristische Personen des öffentlichen Rechts 

D.2.2.2	Gemeinnützige juristische Personen des privaten Rechts16

D.2.2.3	Natürliche Personen und nicht als gemeinnützig aner-
kannte juristische Personen des privaten Rechts bei 
Vorhaben des Erhalts von ortsbildprägenden Gebäu-
den/Ensembles und bei Vorhaben des Erhalts von Kul-
turerbe

D.2.3	 Für Vorhaben zur Einsparung/Versorgung von/mit Wär-
meenergie für öffentlich genutzte Gebäude

	 Gemeinden und Gemeindeverbände

12	 Siehe Merkblatt „Regionale Wirtschaft“.
13	 Siehe Merkblatt „Lebensqualität, Teil ‚Touristische Vorhaben‘“.
14	 Siehe Merkblatt „Regionale Wirtschaft“.
15	 Siehe Merkblatt „Lebensqualität, Teile ‚Grundversorgung‘, ‚Touristische 

Vorhaben‘, ‚Gestaltung ländlich geprägter Orte‘.
16	 Siehe Merkblatt „Gemeinnützigkeit“.
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D.2.4	 Für kleine Vorhaben lokaler Akteure und kleinteiliger 
lokaler Initiativen17

	 Lokale Aktionsgruppen (LAG) 

D.3	 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen

D.3.1	 Vorhaben nach Nummer D.1.1 in Verbindung mit Num-
mer D.2.2 werden gefördert, wenn es sich bei den An-
tragstellern nicht um Unternehmen in Schwierigkeiten 
im Sinne von Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 handelt. Rückforderungsanordnungen auf-
grund eines früheren Beschlusses der Kommission zur 
Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt sind vorab zu 
begleichen.

D.3.2	 Nach dieser Richtlinie werden kleine Infrastrukturvor-
haben gefördert, wenn die Investition und der Betrieb/
die Unterhaltung auf lokale oder regionale Bedarfe ge-
richtet ist.

D.3.3	 Touristische Vorhaben haben einen Beitrag zur Umset-
zung der Tourismuskonzeption des Landes Branden-
burg zu leisten. Dieser ist mit einer Stellungnahme des 
regionalen Tourismusverbandes darzustellen.

D.3.4	 Investitionen zur Erhaltung ortsbildprägender Gebäu-
de/Ensembles von Zuwendungsempfängern nach Num-
mer D.2.2.3 sind zuwendungsfähig, wenn diese vor 
1960 errichtet wurden.

D.3.5	 Investitionen zum Erhalt des ländlichen Kulturerbes 
sind zuwendungsfähig, wenn die Gebäude, Ensembles 
beziehungsweise baulichen Anlagen unter Denkmal-
schutz stehen.

D.3.6	 Für Vorhaben zur Unterstützung des Engagements lo-
kaler Akteure und kleiner Vorhaben in kleinteiligen, 
lokalen Initiativen hat die beantragende LAG einen Ak-
tionsplan der Einzelprojekte vorzulegen, welcher Art 
und Umfang der Einzelprojekte beschreibt und die Be-
teiligten benennt18.

	 Die LAG hat den Nachweis der Umsetzung der Einzel-
projekte zu dokumentieren.

D.4	 Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwendung

D.4.1	 Für Vorhaben nach Nummer D.2.1

D.4.1.1	bis zu 45 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben, 
maximal 200 000 Euro (De-minimis-Beihilfe, siehe 
Nummer D.4.5).

17	 Siehe Merkblatt „Lokale Initiativen“.
18	 Siehe Merkblatt „Lokale Initiativen“.

D.4.2	 Für Vorhaben nach den Nummern D.2.2 bis D.2.3

D.4.2.1	Für juristische Personen des öffentlichen Rechts und 
Stiftungen

	 bis zu 75 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben.

D.4.2.2	Für gemeinnützige juristische Personen des privaten 
Rechts19

-	 bis zu 75 Prozent der förderfähigen Gesamtausga-
ben, 

-	 maximal 200 000 Euro innerhalb von drei Jahren, 
außer Vorhaben ortsansässiger Vereine für den 
Breitensport und von freien Schulträgern20 sowie 
Vorhaben, die dem Erhalt des Kulturerbes dienen.

D.4.2.3	Für natürliche Personen und juristische Personen des 
privaten Rechts

	 bei Vorhaben des Erhalts von ortsbildprägenden Ge-
bäuden/Ensembles

-	 bis zu 30 Prozent der förderfähigen Gesamtausga-
ben, 

-	 maximal 200 000 Euro innerhalb von drei Jahren je 
Zuwendungsempfänger,

	 bei sonstigen Vorhaben des Erhalts von Kulturerbe

-	 bis zu 45 Prozent der förderfähigen Gesamtausga-
ben, 

-	 maximal 200 000 Euro innerhalb von drei Jahren je 
Zuwendungsempfänger.

D.4.3	 Für kleinteilige Vorhaben der LAG nach Nummer D.2.4:

-	 bis zu 80 Prozent der förderfähigen Gesamtausga-
ben, 

-	 maximal 5 000 Euro pro Einzelprojekt des Aktions-
plans und

-	 je LAG maximal 50 000 Euro pro Jahr.

D.4.4	 Allgemeine Aufwendungen, insbesondere freiberufli-
che Leistungen im Zusammenhang mit baulichen In-
vestitionen, sind bis zu einem Höchstsatz von insgesamt 
20 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben zuwen-
dungsfähig.

D.4.5	 Die Unterstützung von Vorhaben zur Förderung von 
wirtschaftlichen Tätigkeiten (Nummer D.1.1 in Verbin-
dung mit Nummer D.2.1) erfolgt unter Beachtung der 
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 
2013 (De-minimis-Beihilfe) über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union - AEUV. Danach dürfen die im 

19	 Siehe Merkblatt „Gemeinnützigkeit“.
20	 Freie Träger von allgemeinbildenden Ersatzschulen gemäß § 120 des Bran-

denburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) mit der entsprechenden Geneh-
migung gemäß § 121 BbgSchulG des für Bildung zuständigen Ministeriums 
eine entsprechende Schule zu betreiben.
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Rahmen der De-minimis-Beihilfen gewährten Zuwen-
dungen 200 000 Euro innerhalb eines Zeitraumes von 
drei Jahren je Zuwendungsempfänger nicht überschrei-
ten.

	 Bei Vorhaben von Unternehmen, die der Primärerzeu-
gung der in Anhang I AEUV aufgeführten landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse zuzuordnen sind, ist die Ver-
ordnung (EU) Nr. 1408/2013 vom 18. Dezember 2013 
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 AEUV 
anzuwenden. Danach dürfen die im Rahmen der De-
minimis-Beihilfen gewährten Zuwendungen 15 000 Eu- 
ro innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren je Zu-
wendungsempfänger nicht überschreiten.

	 Die Förderung von Vorhaben von Zuwendungsempfän-
gern nach Nummer D.2.2 ist gemäß Artikel 53 und  
gemäß Artikel 55 und 56 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur 
Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von 
Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Ar-
tikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV) freigestellt. 

D.4.6	 Zuwendungsfähig sind Ausgaben zur Realisierung von 
Vorhaben, die der Umsetzung und der Zielerreichung 
der regionalen Entwicklungsstrategie dienen, diese um-
fassen insbesondere

-	 Ausgaben, die durch Kostenermittlung nach DIN 276 
untersetzt sind,

-	 Ausgaben für bauliche Anlagen, öffentliche Plätze 
und Parkanlagen, Straßen und Wege, Beschilderung, 
Bepflanzungen, 

-	 Ausgaben für Maschinen, technische Anlagen so-
wie Einrichtungen, 

-	 Ausgaben für Hardware zur Nutzung moderner In-
formations- und Kommunikationstechnologien und

-	 zusätzlich für kleine Vorhaben kleinteiliger lokaler 
Initiativen:

-	 unbare Eigenleistungen im Rahmen des Eigen-
anteils von natürlichen Personen oder juristi-
schen Personen des privaten Rechts, wenn 
nachfolgende Kriterien erfüllt sind:

-	 Mitgliedschaft der lokalen Akteure in der 
LAG oder Vorliegen einer privatrechtlichen 
Vereinbarung zur Übernahme der unbaren 
Eigenleistungen zwecks Erbringung des Ei-
genanteils zwischen LAG und lokalen Ak-
teuren, 

-	 der Wert und die Erbringung des Beitrages 
können unabhängig bewertet und geprüft 
werden,

-	 der zugeschriebene Wert liegt nicht über 
den auf dem betreffenden Markt allgemein 
üblichen Kosten,

-	 im Rahmen unbezahlter Arbeit wird der 
Wert dieser Arbeit unter Berücksichtigung 
des überprüften Zeitaufwandes und des Ver- 

gütungssatzes für gleichwertige Arbeit be-
stimmt.

D.5	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

D.5.1	 Spätestens mit dem Vorlegen des Verwendungsnach-
weises sind bei Vorhaben im Bereich Beherbergung 
von den Zuwendungsempfängern die Nachweise der 
Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme und über 
die Einbeziehung in geeignete Vermarktungswege so-
wie innerhalb von drei Jahren nach Fertigstellung der 
Nachweis einer Klassifizierung der Einrichtung vorzu-
legen21.

D.5.2	 Abweichend zur Landeshaushaltsordnung sind bei För-
dervorhaben nach Nummer D.2.4 die zur Erfüllung des 
Zuwendungszwecks beschafften Gegenstände spätes-
tens mit dem Vorlegen des Verwendungsnachweises zu 
inventarisieren. Die Inventarisierungsliste ist mit Ver-
wendungsnachweis der Bewilligungsbehörde vorzule-
gen. 

E	 Umsetzung von investiven Vorhaben der integrier-
ten ländlichen Entwicklung gemäß GAK-Rahmen-
plan nach Teil I Nummer 2.5

E.1	 Gegenstand der Förderung

E.1.1	 Vorhaben von Kleinstunternehmen der Grundversor-
gung22

E.1.2	 Vorhaben zur Schaffung von Einrichtungen für Basis-
dienstleistungen23

E.1.3	 Vorhaben zur Verbesserung der ländlichen Infrastruktur 
außerhalb des Siedlungsbereichs

E.1.4	 Vorhaben der Dorfentwicklung24

E.1.4.1	Gestaltung von dörflichen Plätzen, Straßen, Wegen, 
Freiflächen sowie Ortsrändern

E.1.4.2	Schaffung, Erhaltung und Ausbau von dorfgemäßen 
Gemeinschaftseinrichtungen

E.1.4.3	Erhaltung und Gestaltung von ortsbildprägenden und 
ortstypischen Gebäuden/Ensembles als regionale Bau-
kultur

E.1.4.4	Schaffung, Erhaltung und Ausbau von Freizeit- und 
Naherholungseinrichtungen

E.1.4.5	Vorhaben land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur 
Umnutzung ihrer Bausubstanz

21	 Siehe Merkblatt „Lebensqualität, Teil ‚Touristische Vorhaben‘“.
22	 Siehe Merkblatt „Regionale Wirtschaft“.
23	 Siehe Merkblatt „Grundversorgung“.
24	 Siehe Merkblatt „Gestaltung ländlicher Orte“.
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E.1.4.6	Abriss oder Teilabriss von Bausubstanz im Innenbe-
reich des Ortes

E.1.5	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:

E.1.5.1	Vorhaben von landwirtschaftlichen Unternehmen25 nach 
Nummer E.1.1,

E.1.5.2	Vorhaben nach Nummer E.1.1, die über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur (GRW)“ förderfähig sind,

E.1.5.3	Vorhaben nach Nummer E.1.1 zur Vermietung/Ver-
pachtung für gewerbliche oder Wohnzwecke,

E.1.5.4	Innenausbau zu Wohnzwecken,

E.1.5.5	Einrichtungen der medizinischen Versorgung, die über 
die lokalen Bedürfnisse hinausgehen,

E.1.5.6	Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammen-
hängende technische Einrichtungen, die, nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) oder Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz (KWKG) gefördert, Strom oder Wärme 
erzeugen bei Vorhaben nach den Nummern E.1.1 und 
E.1.2,

E.1.5.7	Ausstattung bei Vorhaben nach den Nummern E.1.2 
und E.1.4,

E.1.5.8	Innenausbau bei Vorhaben von Zuwendungsempfän-
gern nach Nummer E.2.4.2,

E.1.5.9	Mehrwertsteuer bei Vorhaben von Zuwendungsemp-
fängern nach Nummer E.2.4.2, außer bei eigener Wohn-
nutzung der Zuwendungsempfänger. 

E.2	 Zuwendungsempfänger/Zuwendungsempfängerin

E.2.1	 Für Vorhaben von Kleinstunternehmen der Grundver-
sorgung26 (Nummer E.1.1)

	 Natürliche Personen und juristische Personen des pri-
vaten Rechts, außer Ärzte, Zahnärzte, Psychotherapeu-
ten und Apotheker.

	 Die Zuwendungsempfänger müssen der Definition  
der Kleinstunternehmen gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 vom 17. Juni 2014, Anhang I (Empfeh-
lung 2003/361/EG) entsprechen27.

E.2.2	 Für Vorhaben der öffentlichen Grundversorgung (Num-
mer E.1.2)

E.2.2.1	Gemeinden und Gemeindeverbände

E.2.2.2	Gemeinnützige juristische Personen

25	 Siehe Merkblatt „Regionale Wirtschaft“.
26	 Siehe Merkblatt „Grundversorgung“.
27	 Siehe Merkblatt „Regionale Wirtschaft“.

E.2.3	 Für Vorhaben zur Verbesserung der ländlichen Infrastruk-
tur außerhalb des Siedlungsbereichs (Nummer E.1.3)

E.2.3.1	Gemeinden und Gemeindeverbände

E.2.3.2	Teilnehmergemeinschaften gemäß § 16 FlurbG

E.2.4	 Für Vorhaben der Dorfentwicklung28 (Nummer E.1.4)

E.2.4.1	Gemeinden und Gemeindeverbände und gemeinnützi-
ge juristische Personen

E.2.4.2	Natürliche Personen und juristische Personen des pri-
vaten Rechts

E.3	 Weitere Zuwendungsvoraussetzungen

E.3.1	 Vorhaben werden gefördert, wenn es sich bei den An-
tragstellern nicht um Unternehmen in Schwierigkeiten 
im Sinne von Artikel 2 Absatz 18 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 handelt. Rückforderungsanordnungen auf- 
grund eines früheren Beschlusses der Kommission zur 
Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe und ihrer 
Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt sind vorab zu 
begleichen.

E.3.2	 Nach dieser Richtlinie werden kleine Infrastrukturvor-
haben gefördert, wenn die Investition und der Betrieb/
die Unterhaltung auf lokale oder regionale Bedarfe ge-
richtet ist.

E.3.3	 Für Vorhaben im Zusammenhang mit Grundversorgung29 
nach den Nummern E.1.1 und E.1.2 ist der Bedarf für 
die Bereitstellung des betreffenden Gutes oder der be-
treffenden Dienstleistung der Grundversorgung unter 
Berücksichtigung gleichartiger, bereits bestehender Ein- 
richtungen in Ortsnähe durch eine Stellungnahme der 
jeweiligen Kommune beziehungsweise des jeweiligen 
Landkreises/der jeweiligen kreisfreien Stadt zu bestäti-
gen.

E.3.4	 Investitionen zur Erhaltung ortsbildprägender Gebäu-
de/Ensembles von Zuwendungsempfängern nach Num-
mer E.2.4.2 sind zuwendungsfähig, wenn diese vor 
1960 errichtet wurden.

E.4	 Art, Bemessungsgrundlage und Höhe der Zuwen-
dung

E.4.1	 Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

E.4.2	 Für Vorhaben nach Nummer E.1.1

	 bis zu 45 Prozent der förderfähigen Gesamtausgaben, 
maximal 200 000 Euro (De-minimis-Beihilfe, siehe 
Nummer E.4.4).

	 Das Mindestinvestitionsvolumen beträgt 10 000 Euro.

28	 Siehe Merkblatt „Gestaltung ländlich geprägter Orte“.
29	 Siehe Merkblatt „Grundversorgung“.
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E.4.3	 Für Vorhaben nach den Nummern E.1.2 bis E.1.4

-	 für Gemeinden und Gemeindeverbände, Teilnehmer-
gemeinschaften und gemeinnützige Personen des 
privaten und öffentlichen Rechts 

	 bis zu 75 Prozent der förderfähigen Gesamtausga-
ben, bei gemeinnützigen Personen des privaten 
Rechts maximal 200 000 Euro innerhalb von drei 
Jahren, außer Vorhaben von freien Schulträgern30

-	 für natürliche Personen und sonstige juristische 
Personen des privaten Rechts 

	 bis zu 30 Prozent der förderfähigen Gesamtausga-
ben

	 maximal 200 000 Euro innerhalb von drei Jahren je 
Zuwendungsempfänger.

E.4.4	 Die Unterstützung von Vorhaben nach Nummer E.1.1 
erfolgt unter Beachtung der Verordnung (EU) 
Nr. 1407/2013 vom 18. Dezember 2013 (De-minimis-
Beihilfe) über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union - 
AEUV. Danach dürfen die im Rahmen der De-minimis-
Beihilfen gewährten Zuwendungen 200 000 Euro inner-
halb eines Zeitraumes von drei Jahren je Zuwendungs- 
empfänger nicht überschreiten.

E.4.5	 Ausgaben für Vorhaben nach Nummer E.1.1, die aus 
Mitteln anderer öffentlicher Förderprogramme geför-
dert werden, dürfen nicht gleichzeitig nach dieser 
Richtlinie gefördert werden. Eine Kumulation mit Mit-
teln der Kreditanstalt für Wiederaufbau, der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank oder der Investitionsbank des 
Landes Brandenburg ist möglich, sofern hierbei die 
beihilferechtlichen Förderhöchstgrenzen nicht über-
schritten werden.

E.4.6	 Zuwendungsfähig sind insbesondere

-	 Ausgaben, die durch Kostenermittlung nach 
DIN 276 untersetzt sind,

-	 Ausgaben für bauliche Anlagen, öffentliche Plätze 
und Parkanlagen, Straßen und Wege, Beschilderung, 
Bepflanzungen, 

-	 Ausgaben für Maschinen, technische Anlagen so-
wie Einrichtungen, 

-	 Ausgaben für Hardware zur Nutzung moderner In-
formations- und Kommunikationstechnologien.

30	 Freie Träger von allgemeinbildenden Ersatzschulen gemäß § 120 des Bran-
denburgischen Schulgesetzes (BbgSchulG) mit der entsprechenden Geneh-
migung gemäß § 121 BbgSchulG des für Bildung zuständigen Ministeriums 
eine entsprechende Schule zu betreiben.

Teil III Verfahren und Geltungsdauer

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

	 Anträge sind vollständig und formgebunden beim Lan-
desamt für Ländliche Entwicklung, Landwirtschaft und 
Flurneuordnung (LELF) zu stellen31.

	 Das Verfahren zur Auswahl der Projekte nach den Num-
mern 2.2 bis 2.4 ist in den Regionalen Entwicklungs-
strategien (RES) geregelt und obliegt der Verantwor-
tung der jeweiligen lokalen Aktionsgruppe (LAG). Das 
Auswahlverfahren durch die LAG muss vor der An-
tragstellung beim LELF abgeschlossen sein.

	 Anträge für Vorhaben nach Nummer 2.5 sind bis zum 
31. Juli des Vorjahres beim LELF einzureichen. Stehen 
im laufenden Haushaltsjahr weitere Mittel zur Verfü-
gung, kann ein zusätzlicher Antragstermin festgelegt 
und auf der Internetseite des MLUL veröffentlicht wer-
den.  

7.2	 Bewilligungsverfahren

	 Bewilligungsbehörde ist das LELF. 

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

	 Die Auszahlung der Fördermittel erfolgt im Wege der 
Erstattung. Mit dem Auszahlungsantrag hat der Zu- 
wendungsempfänger eine Übersicht über die bezahlten 
Rechnungen einschließlich der Originalrechnungen und 
der Zahlungsbelege sowie eine Dokumentation der Auf-
tragsvergabe einzureichen. 

	 Die Auszahlung des letzten Teilbetrages in Höhe von 
10 Prozent beziehungsweise des Einmalbetrages der 
bewilligten Zuwendungssumme erfolgt erst nach ab-
schließender Prüfung des Verwendungsnachweises.

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

	 Der Verwendungsnachweis ist gegenüber der Bewilli-
gungsbehörde zu erbringen.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften

	 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die VV/
VVG zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderricht-
linie Abweichungen zugelassen worden sind. 

31	 Fördervorhaben nach den Nummern C.1.2 und D.1.1 in Verbindung mit 
Nummer D.2.2 bedürfen einer schriftlichen Antragstellung nach Artikel 6 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.



1056 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 44 vom 1. November 2018

	 Aufgrund des Einsatzes von EU-Mitteln gelten bei Vor-
haben nach den Nummern 2.1 bis 2.4 vorrangig zur 
Landeshaushaltsordnung die einschlägigen europäischen 
Vorschriften für die Förderperiode 2014 - 2020, aus der 
die jeweils eingesetzten Fondsmittel stammen. Daraus 
ergeben sich Besonderheiten insbesondere hinsichtlich 
der Auszahlung, des Abrechnungsverfahrens, der Auf-
bewahrungspflichten und der Prüfrechte. 

	 Die Daten der Zuwendungsempfänger werden elektro-
nisch gespeichert und verarbeitet. Das Verzeichnis der 
Begünstigten, welche im Rahmen des Entwicklungs-
programms für den ländlichen Raum (EPLR) eine Fi-
nanzierung erhalten haben, wird mindestens einmal 
jährlich veröffentlicht32.

7.6	 Kürzungen und Verwaltungssanktionen

	 Bei Verstößen gegen die Einhaltung von einschlägigen 
Vorschriften der EU, des Bundes oder des Landes so-
wie dieser Richtlinie sind Kürzungen der Zuwendung 
oder Verwaltungssanktionen zu prüfen. 

	 Für Vorhaben nach den Nummern 2.1 bis 2.4 werden 
Kürzungen oder Verwaltungssanktionen nach den Vor-
schriften der Verordnung (EU) Nr. 640/2014 der Kom-
mission vom 11. März 2014 zur Ergänzung der Verord-
nung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates in Bezug auf das integrierte Verwaltungs- 
und Kontrollsystem und die Bedingungen für die Ab-
lehnung oder Rücknahme von Zahlungen sowie für Ver- 
waltungssanktionen im Rahmen von Direktzahlungen, 
Entwicklungsmaßnahmen für den ländlichen Raum 
und der Cross-Compliance und Durchführungsverord-
nung (EU) Nr. 809/2014 der Kommission vom 17. Juli 
2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verord-
nung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- 
und Kontrollsystems, der Maßnahmen zur Entwicklung 
des ländlichen Raums und der Cross-Compliance in der 
jeweils geltenden Fassung durch die Bewilligungsbe-
hörde vorgenommen.

32	 Für Vorhaben nach den Nummern C.1.2 und D.1.1 in Verbindung mit Num-
mer D.2.2: 

	 Ab dem 1. Juli 2016 sind die Angaben nach Artikel 9 der Verordnung (EU) 
Nr. 651/2014 auf einer nationalen oder regionalen zentralen Beihilfen-Web-
site zu veröffentlichen, soweit die Veröffentlichungsschwellen überschritten 
werden. Auf diese Veröffentlichung wird verzichtet, da die Beihilfe in den 
Geltungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 fällt und aus dem 
ELER kofinanziert wird. Eine Veröffentlichung der Begünstigten erfolgt so-
mit gemäß Artikel 111, 112 und 113 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 auf 
der Website https://www.agrar-fischerei-zahlungen.de (vgl. Verweis BMEL 
https://www.bmel.de/DE/Landwirtschaft/Foerderung-Agrarsozialpolitik/_
Texte/StaatlicheBeihilfenAgrar-Fischerei-undForstsektor.html).

8	 Geltungsdauer 

	 Diese Richtlinie tritt am 1. Oktober 2018 in Kraft und 
gilt bis zum 31. Dezember 2020. Mit Inkrafttreten die-
ser Richtlinie tritt die Richtlinie des Ministeriums für 
Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft 
über die Gewährung von Zuwendungen für die Förde-
rung der ländlichen Entwicklung im Rahmen von  
LEADER vom 18. Juli 2017 (ABl. S. 727) außer Kraft.

Aufhebung der Bekanntmachung 
der Richtlinien zur Behandlung von Verstößen 

gegen Vorschriften des Einheiten- und Eichrechts 
(mit Ausnahme der Fertigungspackungsvorschriften) 

durch die zuständigen Behörden

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie

Vom 8. Oktober 2018

Die Bekanntmachung der Richtlinien zur Behandlung von Ver-
stößen gegen Vorschriften des Einheiten- und Eichrechts (mit 
Ausnahme der Fertigungspackungsvorschriften) durch die zu-
ständigen Behörden vom 1. März 1998 (ABl. S. 380) tritt am 
Tag nach der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im 
Amtsblatt für Brandenburg außer Kraft.

Aufhebung der Bekanntmachung 
zur Füllmengenprüfung von Fertigpackungen 

durch die zuständigen Behörden

Bekanntmachung 
des Ministeriums für Wirtschaft und Energie

Vom 8. Oktober 2018

Die Bekanntmachung zur Füllmengenprüfung von Fertig- 
packungen durch die zuständigen Behörden vom 1. Dezember 
1996 (ABl. 1997 S. 38) tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg außer 
Kraft.
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben „Grundwasserentnahme 

zur Beregnung landwirtschaftlicher Flächen 
am Standort Niendorf“

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Oktober 2018

Die Bauerngenossenschaft Dahme eG, Nachhainichenweg 19 
in 15936 Dahme/Mark, beantragt die Grundwasserentnahme 
für die Beregnung landwirtschaftlicher Nutzflächen am Stand-
ort Niendorf.

Die Grundwasserentnahme umfasst eine jährliche Fördermen-
ge von 520 000 m³ aus drei Brunnen für einen Zeitraum von 
60 Tagen pro Jahr. 

Nach den §§ 5, 7 ff. des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit der Nummer 13.3.2 
der Anlage 1 zum UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht auf den folgenden wesentlichen Grün-
den: 

-	 Bis auf den Verdunstungsanteil wird das gehobene Grund-
wasser dem Wasserkreislauf wieder zugeführt. Durch die 
bedarfsgerechte Beregnung erfolgt eine grundwasserscho-
nende Nutzung. 

-	 Auf Grund großer Grundwasserflurabstände hat die bean-
tragte Grundwasserentnahmemenge keine wesentlichen Aus-
wirkungen auf die unmittelbare Umgebung. Aus hydro- 
dynamischer Sicht besteht keine Beeinflussung umliegen-
der Gebiete. 

Im Internet ist diese Bekanntmachung auf folgender Seite ab-
rufbar: www.lfu.brandenburg.de/info/owb.

Rechtsgrundlagen

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2771) geändert worden ist

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 
2017 (BGBl. I S. 3370) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)

Referat W11 (Obere Wasserbehörde)

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben wesentliche Änderung 
einer Biogasanlage in 17291 Prenzlau

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Oktober 2018

Die Agrarprodukte Dedelow GmbH, An der Milchviehanlage 2 
in 17291 Prenzlau beantragt die Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stück 17291 Prenzlau in der Gemarkung Dedelow, Flur 1, Flur-
stück 518 eine Biogasanlage wesentlich zu ändern. (Az.: G06818)

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.6.3.1 EG 
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorha-
bens nach Nummer 8.4.2.1 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Nach § 9 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgeleg-
ten Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch das Vorhaben 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht hervorgeru-
fen werden. Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutz- 
güter Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, 
Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Land-
schaftsbild ist unter Berücksichtigung der vom Antragsteller 
vorgesehenen Vorkehrungen nicht zu rechnen.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Errichtung und Betrieb 
von zwei Windkraftanlagen

in 16259 Beiersdorf-Freudenberg

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 30. Oktober 2018

Die Firma Notus energy Development GmbH & Co. KG, Park-
straße 1 in 14469 Potsdam beantragt die Genehmigung nach  
§ 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem 
Grundstück 16259 Beiersdorf-Freudenberg in der Gemarkung 
Freudenberg, Flur 2, Flurstücke 46 und 52 zwei Windkraft- 
anlagen zu errichten und zu betreiben. 

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von zwei Windkraftanlagen des Typs Vestas V150-4.2 
MW mit einem Rotormesser von 150 m, einer Nabenhöhe von 
166 m zuzüglich 3 m Fundamenterhöhung und einer Gesamt-
höhe von 244 m über Grund. Die Nennleistung beträgt 4,2 MW 
je Anlage. Zu jeder Windkraftanlage gehören Fundament, Zu-
wegung und Kranstellflächen.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens 
nach Nummer 1.6.1 X der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im I. Quartal 2020 vorgese-
hen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder- 
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 8. November 
2018 bis einschließlich 7. Dezember 2018 im Landesamt für 
Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müllroser Chaus-
see 50, Zimmer 112 in 15236 Frankfurt (Oder) und im Amt 
Falkenberg-Höhe, Beratungsraum Nr. 211, Karl-Marx-Straße 2 
in 16259 Falkenberg ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen 
zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere Angaben 
zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fle-
dermäuse, Wasser, FFH- und SPA-Gebiete und eine natur-
schutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung.

Der Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: https://www.uvp-verbund.de/bb.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 8. November 2018 bis einschließlich 
7. Januar 2019 unter Angabe der Registriernummer G02818 

schriftlich oder elektronisch beim Landesamt für Umwelt,  
Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 
14410 Potsdam oder beim Amt Falkenberg-Höhe, Karl-Marx-
Straße 2 in 16259 Falkenberg erhoben werden. Mit Ablauf die-
ser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendun-
gen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen 
Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der Vorhaben-ID G02818 verwendet werden un-
ter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 12. Februar 
2019 um 10 Uhr in der Festscheune Mühlenhof, Mühlen-
straße 3 in 16259 Heckelberg-Brunow. Kann die Erörterung 
an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird der Erörte-
rungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird 
darauf hingewiesen, dass die form- und fristgerecht erhobenen 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Nach § 9 Absatz 2 Nummer 2 UVPG war für das beantragte 
Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzu-
führen. Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass 
für das oben genannte Vorhaben die UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien: Es waren weitere Untersuchungen notwendig, um eine 
umfassende artenschutzrechtliche Einschätzung vornehmen zu 
können. Es konnte nicht ausgeschlossen werden, dass die Vor-
habenfläche eine hohe Bedeutung als Lebensraum für Vögel hat 
und mit erheblichen zusätzlichen Beeinträchtigungen zu rech-
nen ist. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 



1059Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 44 vom 1. November 2018

liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

für das Vorhaben Errichtung und Betrieb
 einer Windkraftanlage

in 14913 Niederer Fläming OT Schlenzer 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 30. Oktober 2018

Die Firma Windpark Schlenzer Fläming GmbH & Co. KG, Ste-
phanitorsbollwerk 3 in 28217 Bremen beantragt die Genehmi-
gung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück in der Gemarkung Schlenzer, Flur 3, Flur-
stücke 32 und 33 eine Windkraftanlage (WKA) zu errichten 
und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des 
Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV). Nach dem UVPG ist das Vorhaben als Än-
derung (Erweiterung) eines Windparks mit 20 oder mehr Anla-
gen (Nummer 1.6.1) einzuordnen.  

Nach § 9 Absatz 1 Nummer 2 UVPG in Verbindung mit § 11 
Absatz 2 Nummer 2 UVPG war für das beantragte Vorhaben 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen.

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien:

1.	 Merkmale des Vorhabens

Es wird die Neugenehmigung einer WKA des Typs Vestas 
V136 (Leistung 3,6 MW, Nabenhöhe 166 m, Rotordurchmesser 
136 m, Gesamthöhe 234 m) beantragt. Das Vorhaben befindet 
sich auf Acker- beziehungsweise Forstflächen (Zuwegung). 

2.	 Standort des Vorhabens

Die Errichtung der WKA ist innerhalb des Windfeldes Wahls-
dorf-Petkus-Schlenzer im Landkreis Teltow-Fläming, nordöst-
lich der Ortschaft Schlenzer im Außenbereich vorgesehen. Die 
nächstgelegenen Siedlungen sind mindestens 1 000 m von der 
WKA entfernt. In ca. 1,5 km Entfernung befinden sich folgende 
Schutzgebiete: Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiet (FFH-Gebiet) 
„Heidehof-Golmberg“ - zum Großteil als Naturschutz- und Eu-
ropäisches Vogelschutzgebiet (SPA-Gebiet) ausgewiesen; SPA-
Gebiet „Truppenübungsplätze Jüterbog Ost und West“ - zum 
Großteil als Naturschutz- und FFH-Gebiet ausgewiesen; sowie 
Naturschutzgebiet (NSG) „Heidehof-Golmberg“. 

3.	 Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen sowie 
Vorkehrungen

Die Beeinträchtigungen sind als gering zu bewerten, da die 
WKA mit ihren Stellflächen dicht an vorhandene Wege an-
grenzt und somit relativ wenig Fläche zerschnitten beziehungs-
weise neu versiegelt wird. Möglichen Beeinträchtigungen 
durch Schall und Schattenwurf wird mit entsprechenden Maß-
nahmen begegnet, so dass Richtwerte eingehalten werden. 
Schutzgebiete werden von den geplanten Baumaßnahmen nicht 
berührt. Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sind unver-
meidlich, wobei das Gebiet bereits durch vorhandene WKA 
vorbelastet ist. Hier wird eine Aufwertung durch die Anlage 
blütenreicher Flächen vorgesehen. Auswirkungen auf Tiere 
sind nicht auszuschließen. Diese können jedoch insbesondere 
durch Vermeidungsmaßnahmen deutlich minimiert werden 
(zum Beispiel keine Bautätigkeit zur Brutzeit, Anlagenabschal-
tung). Wasserschutzgebiete sind nicht betroffen. 

Insgesamt wird das Vorhaben nach überschlägiger Prüfung an-
hand der Kriterien der Anlage 3 zum UVPG und unter Berück-
sichtigung der bestehenden WKA nicht zu erheblichen nachtei-
ligen Umweltauswirkungen führen. 

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. 

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)
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Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb 
von drei Windkraftanlagen

in 15926 Heideblick OT Falkenberg 
und OT Pitschen-Pickel

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 30. Oktober 2018 

Die Firma Energiequelle GmbH, Hauptstraße 44 in 15806 Zos-
sen OT Kallinchen, beantragt die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in 15926 Hei-
deblick OT Falkenberg auf dem Grundstück in der Gemarkung 
Falkenberg, Flur 1, Flurstück 194 und OT Pitschen-Pickel auf 
dem Grundstück in der Gemarkung Pitschen, Flur 2, Flur
stücke  6 und 195 drei Windkraftanlagen zu errichten und zu 
betreiben.

Für das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb dreier Windkraftanlagen des Typs Enercon E-138 EP 3 
mit einem Rotordurchmesser von 138 m und einer Nabenhöhe 
von 131 m (Gesamthöhe 200 m). Die Leistung soll je Anlage 
3,5 MW betragen.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V  
des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Num-
mer 1.6.2 A der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG).

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im II. Quartal 2020 vorge-
sehen.

Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforder
lichen Unterlagen werden einen Monat vom 8. November 
2018 bis einschließlich 7. Dezember 2018 im Landesamt für 
Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-Straße 7, Zimmer 4.27 
in 03050 Cottbus und in der Gemeinde Heideblick, Bauamt, 
Zimmer 19, Langengrassau Luckauer Straße 61, in 15926 Hei-
deblick ausgelegt und können dort während der Dienststunden 
von jedermann eingesehen werden.

Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchun-
gen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, insbesondere An-
gaben zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifau-
na, Fledermäuse sowie den Landschaftspflegerischen Begleit- 
plan (LBP).

Der Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen des 
Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit auch 
im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffent-
licht: https://www.uvp-verbund.de/bb.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der  
Einwendungsfrist vom 8. November 2018 bis einschließ- 
lich 10.  Januar 2019 elektronisch an die E-Mail-Adresse 
T12@lfu.brandenburg.de oder schriftlich beim Landesamt für 
Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Postfach 60 10 61 
in 14410 Potsdam oder bei einer der vorgenannten Ausle- 
gungsstellen unter Angabe der Registriernummer 50.024.00/18/ 
1.6.2V/T12 erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für 
das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Für elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal 
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-
den unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 20. Februar 2019 
um 10 Uhr im Versammlungsraum der Gemeinde Heide-
blick, Langengrassau Luckauer Straße 61, in 15926 Heide-
blick. Es wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristge-
recht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des An- 
tragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, erörtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Das Vorhaben unterliegt dem Anwendungsbereich des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung.
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Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S.94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb einer Hähnchenmastanlage
(Umnutzung Rinderanlage) 
am Standort 15328 Golzow

Gemeinsame Bekanntmachung 
des Landesamtes für Umwelt 

und des Landkreises Märkisch-Oderland, 
untere Wasserbehörde
Vom 30. Oktober 2018

Die Landwirtschaft Golzow Betriebs GmbH, Karl-Marx-Stra-
ße 4 in 15328 Golzow beantragt die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) auf dem Grund-
stück in 15328 Golzow, Genschmarer Straße 25, Gemarkung 
Golzow, Flur 4, Flurstücke 416 und 417 (neue Bezeichnungen 
632 und 634) eine Mastgeflügelanlage (Hähnchenmast) zu er-
richten und zu betreiben. 

Für das Vorhaben wurde darüber hinaus eine wasserrechtliche 
Erlaubnis gemäß § 8 in Verbindung mit § 9 Absatz 1 Nummer 4 
des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) zur Benutzung eines Ge-
wässers bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Mär-
kisch-Oderland beantragt. Gegenstand dieses Verfahrens ist die 
Einleitung von Niederschlagswasser in Gewässer (Oberflä-
chengewässer, Grundwasser).

Das beantragte Vorhaben umfasst den Umbau einer ehemaligen 

Rinderanlage zu einer Mastgeflügelanlage mit 72 350 Tierplät-
zen durch die Umnutzung/den Umbau vorhandener Ställe be-
ziehungsweise Anlagenteile sowie die Errichtung der erforder-
lichen Nebeneinrichtungen (Futtersilos, Reinigungsabwasser- 
behälter).

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Tierhaltungsanlage 
der Nummer 7.1.3.1 GE des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) und der Num-
mer 7.3.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG).

Absage des Erörterungstermins am 6. November 2018

Der gemäß der öffentlichen Bekanntmachung vom 24. Juli 2018 
für den 6. November 2018 festgesetzte öffentliche Erörte-
rungstermin wird abgesagt. Stattdessen findet ein neuer Erör-
terungstermin entsprechend nachfolgender Bekanntmachung 
statt.

Erneute Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 8. November 2018 bis einschließ-
lich 7. Dezember 2018

-	 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Um- 
weltschutz 1 Genehmigungsverfahrensstelle Ost, Müll- 
roser Chaussee 50, Zimmer 112, 15236 Frankfurt (Oder) 
(Tel. 0335 5603182) 

-	 in der Amtsverwaltung Golzow, Seelower Straße 14, Zim-
mer 14, 15328 Golzow (Tel. 033472 66923) 

-	 im Landkreis Märkisch-Oderland, untere Wasserbehörde, 
Zimmer 00B5, 15306 Seelow, Puschkinplatz 12 (Tel. 
03346 8507315)

nochmals öffentlich ausgelegt und können dort während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden:

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 8. November 2018 bis einschließlich 
7. Januar 2019 unter Angabe der Vorhaben-ID (G00418)

-	 elektronisch an die E-Mail-Adresse T13@lfu.brandenburg.de 
oder

-	 schriftlich

-	 beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfah-
rensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam 
oder

-	 beim Amt Golzow, Seelower Straße 14, 15328 Golzow 
oder

-	 beim Landkreis Märkisch-Oderland, untere Wasser- 
behörde, 15306 Seelow, Puschkinplatz 12

eingelegt werden.

Für elektronische Einwendungen kann auch ein Einwendungs-
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portal unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwen-
det werden unter: https://lfu.brandenburg.de/einwendungen.

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren 
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen 
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Die bereits im Rahmen der Bekanntmachung des Vorhabens 
vom 24. Juli 2018 frist- und formgerecht erhobenen Einwen-
dungen (Einwendungsfrist vom 1. August 2018 bis 1. Oktober 
2018) behalten ihre Gültigkeit.

Neuer Erörterungstermin

Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbe-
hörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein 
Erörterungstermin durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser 
Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- 
und fristgerechten Einwendungen ein, entfällt der Erörterungs-
termin.

Der neue Erörterungstermin ist vorgesehen für den 22. Januar 
2019 um 10 Uhr in der Gaststätte Wagner, Hauptstraße 67 
in 15328 Golzow. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht 
abgeschlossen werden, wird der Erörterungstermin an den fol-
genden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, 
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch 
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erörtert werden.

Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben. 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn 
diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungs-
verfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entschei-
dung über die Einwendungen kann durch öffentliche Bekannt-
machung ersetzt werden.

Nach § 7 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine 
allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Im Er-
gebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben 
genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Krite-
rien:

Es kann davon ausgegangen werden, dass durch die beantragte 
Anlage erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht her-
vorgerufen werden.

Mit erheblichen Beeinträchtigungen der Schutzgüter Mensch 
einschließlich menschlicher Gesundheit, Fläche, Boden, Was-
ser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt und Landschaftsbild 
ist nicht zu rechnen. Der Vorhabensstandort ist durch die lang-
jährige Nutzung zur Tierhaltung vorgeprägt.

Die zusätzlichen Eingriffe/Auswirkungen sind auf den Anla-
genstandort beziehungsweise einen engen Umkreis begrenzt. 
Für das Vorhaben werden nur geringe Flächen zusätzlich in An-
spruch genommen. Der Eingriff in den Boden wird durch die 
Entsiegelung von Gebäuden kompensiert. Es liegen keine An-
haltspunkte für erhebliche Nachteile durch Immissionen (Gerü-
che, Lärm, Staub, Ammoniak und Stickstoffeinträge) vor. Durch 
die Umnutzung der Rinderanlage wird sich die Immissions- 
situation vor Ort verbessern.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. September 2017 (BGBl. I S. 3370)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushalts
gesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. 
I S. 2771)

Landesamt für Umwelt
Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Landkreis Märkisch-Oderland
Der Landrat
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BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND 
STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Einladung zur 10. Sitzung der Regionalversammlung 
am 21. November 2018 im Rathaus Ludwigsfelde,

Sitzungsraum

Bekanntmachung der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming

Vom 10. Oktober 2018

Die 10. Sitzung der Regionalversammlung Havelland-Fläming 
findet

am Mittwoch, den 21. November 2018 um 16 Uhr 
im Rathaus Ludwigsfelde

Sitzungsraum
Rathausstraße 3

14974 Ludwigsfelde

statt.

Tagesordnung:

I.	 Öffentlicher Teil

TOP 1	Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ein-
ladung sowie der Beschlussfähigkeit und Bestätigung 
der Tagesordnung

TOP 2	Protokollbestätigung

	 Bestätigung des Protokolls des öffentlichen Teils der 
Sitzung der Regionalversammlung vom 19.04.2018

	 Bestätigung des Protokolls des öffentlichen Teils der 
Sitzung der Regionalversammlung vom 25.06.2018

TOP 3	Regionalplan Havelland-Fläming 3.0

	 Vorentwurf des Kapitels 3.4 „Vorbeugender Hochwas-
serschutz“

	 -	 Beschlussvorlage 10/03/01

	 Vorentwurf des Kapitels 3.5 „Landwirtschaft“
	 -	 Beschlussvorlage 10/03/02

TOP 4	Haushalts- und Wirtschaftsführung

	 Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Jahr 2019
	 -	 Beschlussvorlage 10/04/01

	 Jahresabschluss 2015
-	 Schlussbericht über die Prüfung des Jahresabschlus-

ses zum 31.12.2015 der Regionalen Planungsge-
meinschaft Havelland-Fläming

	 -	 Beschlussvorlage 10/04/02
	 -	 Beschlussvorlage 10/04/03

TOP 5	Wahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitglie-
dern des Regionalvorstands

TOP 6	Erstes Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regi-
onalplanung und zur Braunkohle- und Sanierungs-
planung (RegBkPlG)

-	 Synopse zum Gesetzentwurf der Landesregierung 
vom 06.09.2018

-	 Mündlicher Bericht der Planungsstelle

TOP 7	Einwohnerfragestunde

TOP 8	Verschiedenes 

	 Mitteilungen, Anfragen und Termine

II.	 Nichtöffentlicher Teil

TOP 1	Bestätigung des Protokolls des nicht öffentlichen 
Teils der Sitzung der Regionalversammlung vom 
25.06.2018

TOP 2	Verschiedenes

	 Mitteilungen, Anfragen und Termine

Die Beschlussanträge mit den zugehörigen Beschlusssachen 
können in der Zeit vom 05.11.2018 bis 20.11.2018 in der Regi-
onalen Planungsstelle, Oderstraße 65, 14513 Teltow eingese-
hen werden. Die Geschäftszeiten der Regionalen Planungsstel-
le sind Montag bis Freitag 8.00 bis 14.00 Uhr und zusätzlich 
Dienstag 14.00 bis 17.30 Uhr.

Teltow, den 10.10.2018

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung
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Gewässer- und Deichverband Oderbruch

Einladung zur öffentlichen Sitzung
 des Verbandsausschusses 

des Gewässer- und Deichverbandes Oderbruch

Bekanntmachung 
des Gewässer- und Deichverbandes Oderbruch

Vom 18. Oktober 2018

Am Donnerstag, dem 15. November 2018, 18 Uhr, findet die 
öffentliche Sitzung des Verbandsausschusses des Gewässer- 
und Deichverbandes Oderbruch im Haus "Lichtblick" in 15324 
Letschin, Karl-Marx-Str. 2, statt.

Vorgeschlagene Tagesordnung:

1.	 Eröffnung und Bestätigung der Tagesordnung
2.	 Bestätigung des Protokolls der Verbandsausschusssitzung 

vom 20.09.2018
3.	 Beratung zur Ersten Änderung der Neufassung der Satzung
3.1	Beschluss der Ersten Änderung der Neufassung der Sat-

zung - Beschluss-Nr. 08/2018 (VA)
4.	 Sonstiges

Seelow, 18.10.2018

Jörg Schromm
Verbandsvorsteher 

Versorgungswerk der Rechtsanwälte in Brandenburg

Rentensteigerungsbetrag 
und Richtsatz für das Sterbegeld 

des Versorgungswerkes der Rechtsanwälte 
in Brandenburg

Bekanntmachung 
des Versorgungswerkes der Rechtsanwälte 

in Brandenburg
Vom 5. Oktober 2018

Gemäß § 18 Absatz 2 und § 29 der Satzung des Versorgungs-
werks der Rechtsanwälte in Brandenburg vom 7. November 
2003 (ABl. 2004 S. 838), zuletzt geändert durch die Dreizehnte 
Satzung zur Änderung der Satzung des Versorgungswerkes der 
Rechtsanwälte in Brandenburg vom 19. Januar 2018 (ABl. 
2018 S. 503), werden die Beschlüsse der Vertreterversammlung 
über den jährlichen Rentensteigerungsbetrag und den Richtsatz 
für das Sterbegeld nach Genehmigung durch das Ministerium 
der Finanzen des Landes Brandenburg als Versicherungsauf-
sicht wie folgt bekannt gemacht:

Der Rentensteigerungsbetrag wird mit Wirkung vom

- 	 01.01.2019 auf 75,00 EUR 

festgesetzt.

Der Richtsatz für das Sterbegeld wird mit Wirkung vom

- 	 01.01.2019 in Höhe von 2.800,00 EUR

festgesetzt.

Brandenburg an der Havel, den 5. Oktober 2018

Versorgungswerk der Rechtsanwälte in Brandenburg

Vorsitzender des Vorstandes
Jens Frick
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt.
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben.
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs 
entgegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht 
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der 
Versteigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes.

Amtsgericht Bad Liebenwerda

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 18. Dezember 2018, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Prösen Blatt 1141 eingetragene Grundstück; Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:
 
Nr. Gemarkung Flur Flur-

stück
Wirtschaftsart und Lage Größe

3 3 689 Wasserfläche Graben, 
Am Sportplatz

19 m² 

3 710 Landwirtschaftsfläche Grün- 
land, Landwirtschaftsfläche, 
Gartenland, Hauptstraße 76

5.452 m²

3 711 Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Landwirtschaftsflä-
che, Grünland, Hauptstraße 76

2.061 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem zweigeschossi-
gen Wohnhaus (leerstehend) und Nebengebäuden, gelegen in 
der Hauptstraße 76.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 12.05.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 19.500,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 36/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 18. Dezember 2018, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von  
Schmerkendorf Blatt 227 eingetragene Grundstück; Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

2 9 38 Gebäude- und Gebäudeneben-
flächen, Kölsaer Str. 10

287 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem Einfamilien-
haus (Mittelhaus einer Reihenbebauung) nebst freistehendem 
Nebengelass, gelegen in der Kölsaer Straße 10.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 24.02.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 45.000,00 EUR.

Im Termin am 02.10.2018 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital-
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei-
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat.
Geschäfts-Nr.: 15 K 23/17

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 18. Dezember 2018, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 
Doberlug-Kirchhain Blatt 4324 eingetragene Grundstück; 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

1 Doberlug-
Kirchhain

5 430 Gebäude- und Freifläche, 
Gerberstr. 41

105 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem leerstehenden, 
zweigeschossigen Einfamilienhaus (Reihenhaus; ca. 1900) und 
einem Nebengebäude und Hoffläche; gelegen in der Gerber-
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straße 41. Das Grundstück wird im Altlastenkataster des Land-
kreises Elbe-Elster unter „Gerberei Lehmann“ geführt.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 27.04.2017.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 20.000,00 EUR.

Im Termin am 07.08.2018 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat.
Geschäfts-Nr.: 15 K 15/17

Teilungsversteigerung
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am 

Donnerstag, 20. Dezember 2018, 13:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Bad Liebenwerda, Burg-
platz 4, 04924 Bad Liebenwerda, Saal 1, das im Grundbuch von 

Hirschfeld Blatt 572 eingetragene Grundstück; Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:

Nr. Gemarkung Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe

2 13 34/2 Erholungsfläche, Gebäude- 
und Freifläche, Ackerstraße 19

2.094 m²

versteigert werden.

Beschreibung laut Gutachten: bebaut mit einem Einfamilien-
haus (Bj. ca. 1950) mit Einliegerwohnung und einem Nebenge-
bäude; gelegen in der Ackerstraße 19.

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch ein-
getragen worden am 05.04.2018.

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5, § 85a ZVG 
festgesetzt auf 87.000,00 EUR.
Geschäfts-Nr.: 15 K 14/18
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